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§ 105.  (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 
60/2015)

§ 106.  Allgemeine Übergangsbestimmungen für 
Arbeitsstätten

§ 107.  Brandschutz und Erste Hilfe

§ 108.  Sanitäre Vorkehrungen und Sozialeinrich-
tungen

§ 109.  Arbeitsmittel

§ 110.  Allgemeine Übergangsbestimmungen be-
treffend Arbeitsstoffe

§ 111.  Übergangsbestimmungen betreffend be-
stimmte Arbeitsstoffe

§ 112.  Gesundheitsüberwachung

§ 113.  Fachkenntnisse

§ 114.  Arbeitsvorgänge und Arbeitsplätze

§ 115.  Bestellung von Sicherheitsfachkräften 
und Arbeitsmedizinern

§ 116.  Sonstige Übergangsbestimmungen für 
Präventivdienste

§ 117.  Betriebsbewilligung und Arbeitsstättenbe-
willigung

§ 118.  Bauarbeiten

§ 119.  Druckluft- und Taucherarbeiten

§ 120.  (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 
60/2015)

§ 121.  (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 
60/2015)

§ 122.  Besondere Vorschriften für gewerbliche 
Betriebsanlagen

§ 123.  (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 
118/2012)

§ 124.  Aufhebung von Vorschriften

§ 125.  Gemeinsame Bestimmungen zu §§ 106 
bis 124

§ 126.  Ausnahmegenehmigungen

§ 127.  Anhängige Verwaltungsverfahren

§ 127a. Verkehrswesen

10. Abschnitt: Schlußbestimmungen

§ 128.  Verweisungen

§ 129.  Auflagepflicht

§ 130.  Strafbestimmungen

§ 131.  Inkrafttreten

§ 132.  Vollziehung

1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen

Geltungsbereich

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz gilt für die Beschäfti-
gung von Arbeitnehmern.

(2) Dieses Bundesgesetz gilt nicht für die Beschäf-
tigung von

1.  Arbeitnehmern der Länder, Gemeinden und 
Gemeindeverbände, die nicht in Betrieben be-
schäftigt sind;

2.  Arbeitnehmern des Bundes in Dienststellen, 
auf die das Bundes-Bedienstetenschutzge-
setz, BGBl. I Nr. 70/1999, anzuwenden ist;

3.  Arbeitnehmern in land- und forstwirtschaft-
lichen Betrieben im Sinne des Landarbeitsge-
setzes 1984, BGBl. Nr. 287;

4.  Hausgehilfen und Hausangestellten in privaten 
Haushalten;

5.  Heimarbeitern im Sinne des Heimarbeitsge-
setzes 1960, BGBl. Nr. 105/1961.

(3) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 38/1999)

Begriffsbestimmungen

§ 2. (1) Arbeitnehmer im Sinne dieses Bundesge-
setzes sind alle Personen, die im Rahmen eines 
Beschäftigungs- oder Ausbildungsverhältnisses 
tätig sind. Geistliche Amtsträger gesetzlich aner-
kannter Kirchen und Religionsgesellschaften sind 
keine Arbeitnehmer im Sinne dieses Bundesge-
setzes. Arbeitgeber im Sinne dieses Bundesge-
setzes ist jede natürliche oder juristische Person 
oder eingetragene Personengesellschaft, die als 
Vertragspartei des Beschäftigungs- oder Ausbil-
dungsverhältnisses mit dem Arbeitnehmer die Ver-
antwortung für das Unternehmen oder den Betrieb 
trägt.

(2) Belegschaftsorgane im Sinne dieses Bundes-
gesetzes sind die nach dem Arbeitsverfassungs-
gesetz, BGBl. Nr. 22/1974, errichteten Organe der 
Arbeitnehmerschaft sowie die nach bundes- oder 
landesgesetzlichen Vorschriften oder nach sons- 
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tigen Vorschriften errichteten Organe der Personal-
vertretung.

(3) Arbeitsstätten im Sinne dieses Bundesge-
setzes sind Arbeitsstätten in Gebäuden und  
Arbeitsstätten im Freien. Mehrere auf einem Be-
triebsgelände gelegene oder sonst im räumlichen 
Zusammenhang stehende Gebäude eines Arbeit-
gebers zählen zusammen als eine Arbeitsstätte.  
Baustellen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind 
zeitlich begrenzte oder ortsveränderliche Baustel-
len, an denen Hoch- und Tiefbauarbeiten durchge-
führt werden. Dazu zählen insbesondere folgende 
Arbeiten: Aushub, Erdarbeiten, Bauarbeiten im en-
geren Sinne, Errichtung und Abbau von Fertigbau-
elementen, Einrichtung oder Ausstattung, Umbau, 
Renovierung, Reparatur, Abbauarbeiten, Abbruch-
arbeiten, Wartung, Instandhaltungs-, Maler- und 
Reinigungsarbeiten, Sanierung.  Auswärtige Arbeits-
stellen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind alle 
Orte außerhalb von Arbeitsstätten, an denen ande-
re Arbeiten als Bauarbeiten durchgeführt werden, 
insbesondere auch die Stellen in Verkehrsmitteln, 
auf denen Arbeiten ausgeführt werden.

(4) Arbeitsplatz im Sinne dieses Bundesgesetzes 
ist der räumliche Bereich, in dem sich Arbeitneh-
mer bei der von ihnen auszuübenden Tätigkeit auf-
halten.

(5) Arbeitsmittel im Sinne dieses Bundesgesetzes 
sind alle Maschinen, Apparate, Werkzeuge, Geräte 
und Anlagen, die zur Benutzung durch Arbeitneh-
mer vorgesehen sind. Zu den Arbeitsmitteln ge-
hören insbesondere auch Beförderungsmittel zur 
Beförderung von Personen oder Gütern, Aufzüge, 
Leitern, Gerüste, Dampfkessel, Druckbehälter, 
Feuerungsanlagen, Behälter, Silos, Förderlei-
tungen, kraftbetriebene Türen und Tore sowie Hub-, 
Kipp- und Rolltore.

(6) Arbeitsstoffe im Sinne dieses Bundesgesetzes 
sind alle Stoffe, Gemische (Zubereitungen) und  
biologischen Agenzien, die bei der Arbeit verwendet 
werden. Als „Verwenden“ gilt auch das Gewinnen, 
Erzeugen, Anfallen, Entstehen, Gebrauchen, Ver-
brauchen, Bearbeiten, Verarbeiten, Abfüllen, Um-
füllen, Mischen, Beseitigen, Lagern, Aufbewahren, 
Bereithalten zur Verwendung und das innerbetrieb-
liche Befördern.

(7) Unter Gefahrenverhütung im Sinne dieses 
Bundesgesetzes sind sämtliche Regelungen und 
Maßnahmen zu verstehen, die zur Vermeidung 

oder Verringerung arbeitsbedingter Gefahren vor-
gesehen sind. Unter Gefahren im Sinne dieses 
Bundesgesetzes sind arbeitsbedingte physische 
und psychische Belastungen zu verstehen, die zu 
Fehlbeanspruchungen führen.

(7a) Unter Gesundheit im Sinne dieses Bundesge-
setzes ist physische und psychische Gesundheit zu 
verstehen.

(8) Stand der Technik im Sinne dieses Bundes-
gesetzes ist der auf einschlägigen wissenschaft-
lichen Erkenntnissen beruhende Entwicklungs-
stand fortschrittlicher technologischer Verfahren, 
Einrichtungen und Betriebsweisen, deren Funk-
tionstüchtigkeit erprobt und erwiesen ist. Bei der 
Bestimmung des Standes der Technik sind insbe-
sondere vergleichbare Verfahren, Einrichtungen 
und Betriebsweisen heranzuziehen.

(9) Soweit in diesem Bundesgesetz personenbezo-
gene Bezeichnungen noch nicht geschlechtsneu-
tral formuliert sind, gilt die gewählte Form für beide 
Geschlechter.

Allgemeine Pflichten der Arbeitgeber

§ 3. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, für Sicherheit 
und Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer in Bezug 
auf alle Aspekte, die die Arbeit betreffen, zu sorgen. 
Die Kosten dafür dürfen auf keinen Fall zu Lasten 
der Arbeitnehmer gehen. Arbeitgeber haben die 
zum Schutz des Lebens, der Gesundheit sowie der 
Integrität und Würde erforderlichen Maßnahmen 
zu treffen, einschließlich der Maßnahmen zur Ver-
hütung arbeitsbedingter Gefahren, zur Information 
und zur Unterweisung sowie der Bereitstellung ei-
ner geeigneten Organisation und der erforderlichen 
Mittel.

(2) Arbeitgeber haben sich unter Berücksichtigung 
der bestehenden Gefahren über den neuesten 
Stand der Technik und der Erkenntnisse auf dem 
Gebiet der Arbeitsgestaltung entsprechend zu in-
formieren.

(3) Arbeitgeber sind verpflichtet, durch geeignete 
Maßnahmen und Anweisungen zu ermöglichen, 
daß die Arbeitnehmer bei ernster, unmittelbarer 
und nicht vermeidbarer Gefahr

1.  ihre Tätigkeit einstellen,

2.  sich durch sofortiges Verlassen des Arbeits-
platzes in Sicherheit bringen und
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3.  außer in begründeten Ausnahmefällen ihre 
Arbeit nicht wieder aufnehmen, solange eine 
ernste und unmittelbare Gefahr besteht.

(4) Arbeitgeber haben durch Anweisungen und  
sonstige geeignete Maßnahmen dafür zu sorgen, 
daß Arbeitnehmer bei ernster und unmittelbarer 
Gefahr für die eigene Sicherheit oder für die Sicher-
heit anderer Personen in der Lage sind, selbst die 
erforderlichen Maßnahmen zur Verringerung oder 
Beseitigung der Gefahr zu treffen, wenn sie die zu-
ständigen Vorgesetzten oder die sonst zuständigen 
Personen nicht erreichen. Bei diesen Vorkehrungen 
sind die Kenntnisse der Arbeitnehmer und die ih-
nen zur Verfügung stehenden technischen Mittel zu 
berücksichtigen.

(5) Arbeitgeber, die selbst eine Tätigkeit in Arbeits-
stätten oder auf Baustellen oder auf auswärtigen 
Arbeitsstellen ausüben, haben sich so zu verhalten, 
daß sie die dort beschäftigten Arbeitnehmer nicht 
gefährden.

(6) Für eine Arbeitsstätte, Baustelle oder auswär-
tige Arbeitsstelle, in/auf der der Arbeitgeber nicht 
im notwendigen Umfang selbst anwesend ist, ist 
eine geeignete Person zu beauftragen, die auf die 
Durchführung und Einhaltung der notwendigen 
Schutzmaßnahmen zu achten hat.

(7) Arbeitgeber haben für eine geeignete Sicher-
heits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung zu 
sorgen, wenn Gefahren für Sicherheit oder Gesund-
heit der Arbeitnehmer nicht durch sonstige tech-
nische und organisatorische Maßnahmen vermie-
den oder ausreichend begrenzt werden können.

Ermittlung und Beurteilung der Gefahren 

Festlegung von Maßnahmen  
(Arbeitsplatzevaluierung)

§ 4. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, die für die Si-
cherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer beste-
henden Gefahren zu ermitteln und zu beurteilen. 
Dabei sind die Grundsätze der Gefahrenverhütung 
gemäß § 7 anzuwenden. Insbesondere sind dabei 
zu berücksichtigen:

1.  die Gestaltung und die Einrichtung der Arbeits-
stätte,

2.  die Gestaltung und der Einsatz von Arbeitsmit-
teln,

3.  die Verwendung von Arbeitsstoffen,

4.  die Gestaltung der Arbeitsplätze,

5.  die Gestaltung der Arbeitsverfahren und Ar-
beitsvorgänge und deren Zusammenwirken,

6. die Gestaltung der Arbeitsaufgaben und die 
Art der Tätigkeiten, der Arbeitsumgebung, der 
Arbeitsabläufe sowie der Arbeitsorganisation 
und

7. der Stand der Ausbildung und Unterweisung 
der Arbeitnehmer.

(2) Bei der Ermittlung und Beurteilung der Ge-
fahren sind auch besonders gefährdete oder 
schutzbedürftige Arbeitnehmer sowie die Eignung 
der Arbeitnehmer im Hinblick auf Konstitution, 
Körperkräfte, Alter und Qualifikation (§ 6 Abs. 1) 
zu berücksichtigen. Insbesondere ist zu ermitteln 
und zu beurteilen, Inwieweit sich an bestimmten 
Arbeitsplätzen oder bei bestimmten Arbeitsvor-
gängen spezifische Gefahren für Arbeitnehmer 
ergeben können, für die ein besonderer Personen-
schutz besteht.

(3) Auf Grundlage der Ermittlung und Beurteilung 
der Gefahren gemäß Abs. 1 und 2 sind die durch-
zuführenden Maßnahmen zur Gefahrenverhütung 
festzulegen. Dabei sind auch Vorkehrungen für ab-
sehbare Betriebsstörungen und für Not- und Ret-
tungsmaßnahmen zu treffen. Diese Maßnahmen 
müssen in alle Tätigkeiten und auf allen Führungs-
ebenen einbezogen werden. Schutzmaßnahmen 
müssen soweit wie möglich auch bei mensch-
lichem Fehlverhalten wirksam sein.

(4) Die Ermittlung und Beurteilung der Gefahren 
ist erforderlichenfalls zu überprüfen und sich än-
dernden Gegebenheiten anzupassen. Die festge-
legten Maßnahmen sind auf ihre Wirksamkeit zu 
überprüfen und erforderlichenfalls anzupassen, 
dabei ist eine Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen anzustreben.

(5) Eine Überprüfung und erforderlichenfalls eine 
Anpassung im Sinne des Abs. 4 hat insbesondere 
zu erfolgen:

1.  nach Unfällen,

2.  bei Auftreten von Erkrankungen, wenn der be-
gründete Verdacht besteht, daß sie arbeitsbe-
dingt sind,

2a. nach Zwischenfällen mit erhöhter arbeitsbe-
dingter psychischer Fehlbeanspruchung,
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3.  bei sonstigen Umständen oder Ereignissen, 
die auf eine Gefahr für Sicherheit oder Ge-
sundheit der Arbeitnehmer schließen lassen,

4.  bei Einführung neuer Arbeitsmittel, Arbeits-
stoffe oder Arbeitsverfahren,

5.  bei neuen Erkenntnissen im Sinne des § 3 
Abs. 2 und

6.  auf begründetes Verlangen des Arbeitsinspek-
torates.

(6) Bei der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren 
und der Festlegung der Maßnahmen sind erforder-
lichenfalls geeignete Fachleute heranzuziehen. Mit 
der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren kön-
nen auch die Sicherheitsfachkräfte und Arbeits-
mediziner sowie sonstige geeignete Fachleute, wie 
Chemiker, Toxikologen, Ergonomen, insbesondere 
jedoch Arbeitspsychologen, beauftragt werden.

Beachte:

Zum Inkrafttreten vgl. § 102

Sicherheits- und Gesundheitsschutz- 
dokumente

§ 5. Arbeitgeber sind verpflichtet, in einer der An-
zahl der Beschäftigten und den Gefahren entspre-
chenden Weise die Ergebnisse der Ermittlung und 
Beurteilung der Gefahren sowie die durchzuführen-
den Maßnahmen zur Gefahrenverhütung schriftlich 
festzuhalten (Sicherheits- und Gesundheitsschutz-
dokumente). Soweit dies aus Gründen der Gefah-
renverhütung erforderlich ist, ist diese Dokumenta-
tion arbeitsplatzbezogen vorzunehmen.

Einsatz der Arbeitnehmer

§ 6. (1) Arbeitgeber haben bei der Übertragung von 
Aufgaben an Arbeitnehmer deren Eignung in Bezug 
auf Sicherheit und Gesundheit zu berücksichti-
gen. Dabei ist insbesondere auf Konstitution und 
Körperkräfte, Alter und Qualifikation Rücksicht zu 
nehmen.

(2) Arbeitgeber haben durch geeignete Maßnah-
men dafür zu sorgen, daß nur jene Arbeitnehmer 
Zugang zu Bereichen mit erheblichen oder spezi-
fischen Gefahren haben, die zuvor ausreichende 
Anweisungen erhalten haben.

(3) Arbeitnehmer, von denen dem Arbeitgeber 
bekannt ist, dass sie auf Grund ihrer gesundheit-

lichen Verfassung bei bestimmten Arbeiten einer 
besonderen Gefahr ausgesetzt wären oder andere 
Arbeitnehmer gefährden könnten, dürfen mit Ar-
beiten dieser Art nicht beschäftigt werden. Dies gilt 
insbesondere für Anfallsleiden, Krämpfe, zeitwei-
lige Bewußtseinstrübungen, Beeinträchtigungen 
des Seh- oder Hörvermögens und schwere Depres-
sionszustände.

(4) Arbeitnehmerinnen dürfen mit Arbeiten, die infol-
ge ihrer Art für Frauen eine spezifische Gefahr bewir-
ken können, nicht oder nur unter Bedingungen oder 
Einschränkungen beschäftigt werden, die geeignet 
sind, diese besondere Gefahr zu vermeiden.

(5) Bei Beschäftigung von behinderten Arbeit-
nehmern ist auf deren körperlichen und geistigen 
Zustand jede mögliche Rücksicht zu nehmen. Das 
Arbeitsinspektorat hat ihre Beschäftigung mit Ar-
beiten, die für sie auf Grund ihres körperlichen 
oder geistigen Zustandes eine Gefahr bewirken 
können, durch Bescheid zu untersagen oder von 
bestimmten Bedingungen abhängig zu machen.

Grundsätze der Gefahrenverhütung

§ 7. Arbeitgeber haben bei der Gestaltung der Ar-
beitsstätten, Arbeitsplätze und Arbeitsvorgänge, 
bei der Auswahl und Verwendung von Arbeitsmit-
teln und Arbeitsstoffen, beim Einsatz der Arbeit-
nehmer sowie bei allen Maßnahmen zum Schutz 
der Arbeitnehmer folgende allgemeine Grundsätze 
der Gefahrenverhütung umzusetzen:

1.  Vermeidung von Risiken;

2.  Abschätzung nicht vermeidbarer Risiken;

3.  Gefahrenbekämpfung an der Quelle;

4.  Berücksichtigung des Faktors „Mensch“ bei 
der Arbeit, insbesondere bei der Gestaltung 
von Arbeitsplätzen sowie bei der Auswahl von 
Arbeitsmitteln und Arbeits- und Fertigungsver-
fahren, vor allem im Hinblick auf eine Erleich-
terung bei eintöniger Arbeit und bei maschi-
nenbestimmtem Arbeitsrhythmus sowie auf 
eine Abschwächung ihrer gesundheitsschädi-
genden Auswirkungen;

4a. Berücksichtigung der Gestaltung der Ar-
beitsaufgaben und Art der Tätigkeiten, der 
Arbeitsumgebung, der Arbeitsabläufe und Ar-
beitsorganisation;

5.  Berücksichtigung des Standes der Technik;
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6.  Ausschaltung oder Verringerung von Gefahren-
momenten;

7.  Planung der Gefahrenverhütung mit dem Ziel 
einer kohärenten Verknüpfung von Technik,  
Tätigkeiten und Aufgaben, Arbeitsorganisa-
tion, Arbeitsabläufen, Arbeitsbedingungen, 
Arbeitsumgebung, sozialen Beziehungen und 
Einfluß der Umwelt auf den Arbeitsplatz;

8.  Vorrang des kollektiven Gefahrenschutzes vor 
individuellem Gefahrenschutz;

9.  Erteilung geeigneter Anweisungen an die Ar-
beitnehmer.

Koordination

§ 8. (1) Werden in einer Arbeitsstätte, auf einer 
Baustelle oder einer auswärtigen Arbeitsstelle Ar-
beitnehmer mehrerer Arbeitgeber beschäftigt, so 
haben die betroffenen Arbeitgeber bei der Durch-
führung der Sicherheits- und Gesundheitsschutz-
bestimmungen zusammenzuarbeiten. Sie haben 
insbesondere

1.  ihre Tätigkeiten auf dem Gebiet der Gefahren-
verhütung zu koordinieren und

2.  einander sowie ihre Arbeitnehmer und die 
zuständigen Belegschaftsorgane über die Ge-
fahren zu informieren.

(2) Werden in einer Arbeitsstätte Arbeitnehmer 
beschäftigt, die nicht in einem Arbeitsverhältnis zu 
den für diese Arbeitsstätte verantwortlichen Arbeit-
gebern stehen, (betriebsfremde Arbeitnehmer), so 
sind die für diese Arbeitsstätte verantwortlichen 
Arbeitgeber verpflichtet,

1.  erforderlichenfalls für die Information der be-
triebsfremden Arbeitnehmer über die in der 
Arbeitsstätte bestehenden Gefahren und für 
eine entsprechende Unterweisung zu sorgen,

2.  deren Arbeitgebern im erforderlichen Ausmaß 
Zugang zu den Sicherheits- und Gesundheits-
schutzdokumenten zu gewähren,

3.  die für die betriebsfremden Arbeitnehmer 
wegen Gefahren in der Arbeitsstätte erforder-
lichen Schutzmaßnahmen im Einvernehmen 
mit deren Arbeitgebern festzulegen und

4.  für deren Durchführung zu sorgen, ausgenom-
men die Beaufsichtigung der betriebsfremden 
Personen.

(3) Werden auf einer Baustelle gleichzeitig oder 
aufeinanderfolgend Arbeitnehmer mehrerer Arbeit-
geber beschäftigt, so haben diese durch eine ent-
sprechende Koordination der Arbeiten dafür zu sor-
gen, daß Gefahren für Sicherheit oder Gesundheit 
der auf der Baustelle beschäftigten Arbeitnehmer 
vermieden werden.

(4) Sind für eine solche Baustelle Personen mit 
Koordinationsaufgaben auf dem Gebiet des Ar-
beitnehmerschutzes beauftragt, so haben die Ar-
beitgeber bei der Umsetzung der Grundsätze der 
Gefahrenverhütung die Anordnungen und Hinweise 
dieser Personen zu berücksichtigen. Soweit dies 
zur Vermeidung von Gefahren für Sicherheit oder 
Gesundheit der Arbeitnehmer erforderlich ist, ist 
bei der Koordination, der Information und der 
Durchführung der Sicherheits- und Gesundheits-
schutzbestimmungen auch auf jene auf einer Bau-
stelle tätigen Personen Bedacht zu nehmen, die 
keine Arbeitnehmer sind.

(5) Durch Abs. 2 bis 4 wird die Verantwortlichkeit 
der einzelnen Arbeitgeber für die Einhaltung der Ar-
beitnehmerschutzvorschriften für ihre Arbeitnehmer 
nicht eingeschränkt und deren Verantwortung für be-
triebsfremde Arbeitnehmer nur insoweit ausgeweitet, 
als sich dies ausdrücklich aus Abs. 2 bis 4 ergibt.

(6) Abs. 1 bis 5 gelten nicht bei einer Überlassung 
im Sinne des § 9.

Überlassung

§ 9. (1) Eine Überlassung im Sinne dieses Bundes-
gesetzes liegt vor, wenn Arbeitnehmer Dritten zur 
Verfügung gestellt werden, um für sie und unter 
deren Kontrolle zu arbeiten. Überlasser ist, wer als 
Arbeitgeber Arbeitnehmer zur Arbeitsleistung an 
Dritte verpflichtet. Beschäftiger ist, wer diese Ar-
beitnehmer zur Arbeitsleistung einsetzt.

(2) Für die Dauer der Überlassung gelten die Be-
schäftiger als Arbeitgeber im Sinne dieses Bundes-
gesetzes.

(3) Beschäftiger sind verpflichtet, vor der Überlas-
sung sowie vor jeder Änderung der Verwendung 
von überlassenen Arbeitnehmer/innen

1.  die Überlasser über die für die Tätigkeit er-
forderliche Eignung und die erforderlichen 
Fachkenntnisse sowie über die besonderen 
Merkmale des zu besetzenden Arbeitsplatzes 
nachweislich schriftlich zu informieren,
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2.  sie über die für den zu besetzenden Arbeits-
platz oder die vorgesehene Tätigkeit erforder-
liche gesundheitliche Eignung nachweislich 
schriftlich zu informieren,

3. den Überlassern die für den zu besetzenden 
Arbeitsplatz oder die vorgesehene Tätigkeit re-
levanten Sicherheits- und Gesundheitsschutz-
dokumente nachweislich zu übermitteln und 
sie von jeder Änderung in Kenntnis zu setzen.

(4) Überlasser sind verpflichtet, die Arbeitnehmer 
vor einer Überlassung sowie vor jeder Änderung ih-
rer Verwendung über die Gefahren, denen sie auf 
dem zu besetzenden Arbeitsplatz ausgesetzt sein 
können, über die für den Arbeitsplatz oder die Tä-
tigkeit erforderliche Eignung oder die erforderlichen 
Fachkenntnisse sowie über die Notwendigkeit von 
Eignungs- und Folgeuntersuchungen nachweislich 
schriftlich zu informieren.

(5) Eine Überlassung zu Tätigkeiten, für die Eig-
nungs- und Folgeuntersuchungen vorgeschrieben 
sind, darf nur erfolgen, wenn diese Untersuchungen 
durchgeführt wurden und keine Feststellung der 
gesundheitlichen Nichteignung gemäß § 54 er-
folgt ist. Die Beschäftiger sind verpflichtet sich 
nachweislich davon zu überzeugen, daß die Unter-
suchungen durchgeführt wurden und keine Fest-
stellung der gesundheitlichen Nichteignung gemäß  
§ 54 erfolgt ist. Die Pflichten nach § 57 Abs. 1 so-
wie § 58 Abs. 4 bis 7 sind von den Überlassern zu 
erfüllen, die Beschäftiger haben ihnen die erforder-
lichen Informationen und Unterlagen zur Verfügung 
zu stellen.

Beachte: 

vgl. § 104

Bestellung von Sicherheitsvertrauens- 
personen

§ 10. (1) Arbeitgeber haben nach Maßgabe der 
Abs. 2 bis 6 Sicherheitsvertrauenspersonen in 
ausreichender Anzahl zu bestellen. Die Mindestan-
zahl der Sicherheitsvertrauenspersonen ist unter 
Berücksichtigung der Anzahl der Arbeitnehmer 
festzulegen. Sicherheitsvertrauenspersonen sind 
Arbeitnehmervertreter/innen mit einer besonderen 
Funktion bei der Sicherheit und beim Gesundheits-
schutz der Arbeitnehmer/innen.

(2) Für Betriebe im Sinne des § 34 des Arbeitsver-
fassungsgesetzes sowie gleichgestellte Arbeitsstät-

ten im Sinne des § 35 des Arbeitsverfassungsge-
setzes, für die Belegschaftsorgane bestehen, gilt 
folgendes:

1.  Sicherheitsvertrauenspersonen sind zu bestel-
len, wenn in einem Betrieb regelmäßig mehr 
als 10 Arbeitnehmer beschäftigt werden.

2.  (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 
159/2001)

3.  Die Bestellung bedarf der Zustimmung der 
zuständigen Belegschaftsorgane. Dies gilt 
auch dann, wenn ein Betriebsratsmitglied die 
Aufgaben einer Sicherheitsvertrauensperson 
übernimmt.

4.  Für einzelne zum Betrieb gehörende Arbeits-
stätten, Baustellen und auswärtige Arbeits-
stellen ist eine gesonderte Bestellung von Si-
cherheitsvertrauenspersonen zulässig, wenn 
dies auf Grund der betrieblichen Verhältnisse 
zweckmäßig ist. Für jene Arbeitsstätten des 
Betriebes, in denen regelmäßig mehr als 50 
Arbeitnehmer beschäftigt werden, muß eine 
gesonderte Bestellung von Sicherheitsvertrau-
enspersonen erfolgen.

(3) Abs. 2 gilt sinngemäß für jene nicht unter den 
II. Teil des Arbeitsverfassungsgesetzes fallenden 
Betriebe, in denen Organe der Personalvertretung 
nach bundes- oder landesgesetzlichen Vorschriften 
bestehen.

(4) Für Arbeitsstätten, Baustellen und auswärtige 
Arbeitsstellen, für die keine Belegschaftsorgane im 
Sinne des Abs. 2 und 3 bestehen, gilt folgendes:

1.  Für Arbeitsstätten, in denen regelmäßig mehr 
als 10 Arbeitnehmer beschäftigt werden, sind 
Sicherheitsvertrauenspersonen zu bestellen. 
Die auf Baustellen und auswärtigen Arbeits-
stellen beschäftigten Arbeitnehmer sind einzu-
rechnen.

2.  Über die beabsichtigte Bestellung sind alle 
Arbeitnehmer schriftlich zu informieren. Wenn 
mindestens ein Drittel der Arbeitnehmer bin-
nen vier Wochen gegen die beabsichtigte Be-
stellung schriftlich Einwände erhebt, muß eine 
andere Person bestellt werden.

3.  Die gesonderte Bestellung von Sicherheitsver-
trauenspersonen für einzelne Baustellen und 
auswärtige Arbeitsstellen ist zulässig.

(5) Die Bestellung von Sicherheitsvertrauensper-
sonen hat auf die Dauer von vier Jahren zu erfol-
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gen. Eine vorzeitige Abberufung von Sicherheitsver-
trauenspersonen hat bei Betrieben im Sinne der 
Abs. 2 und 3 auf Verlangen der zuständigen Be-
legschaftsorgane, im Fall des Abs. 4 auf Verlangen 
von mindestens einem Drittel der Arbeitnehmer zu 
erfolgen.

(6) Als Sicherheitsvertrauenspersonen dürfen nur 
Arbeitnehmer/innen bestellt werden. Sie müssen 
die für ihre Aufgaben notwendigen persönlichen 
und fachlichen Voraussetzungen erfüllen. Arbeit-
geber haben den Sicherheitsvertrauenspersonen 
unter Bedachtnahme auf die betrieblichen Belange 
Gelegenheit zu geben, die für ihre Tätigkeit erfor-
derlichen näheren Fachkenntnisse zu erwerben 
und zu erweitern.

(7) Arbeitgeber haben sicherzustellen, daß den Si-
cherheitsvertrauenspersonen die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderliche Zeit unter Anrechnung auf 
ihre Arbeitszeit zur Verfügung steht. Den Sicher-
heitsvertrauenspersonen sind die für die Erfüllung 
ihrer Aufgaben erforderlichen Behelfe und Mittel zur 
Verfügung zu stellen. Die Sicherheitsvertrauensper-
sonen sind angemessen zu unterweisen.

(8) Arbeitgeber sind verpflichtet, die Namen der Si-
cherheitsvertrauenspersonen dem Arbeitsinspek-
torat schriftlich mitzuteilen. Das Arbeitsinspektorat 
hat diese Mitteilungen den zuständigen gesetz-
lichen Interessenvertretungen der Arbeitnehmer 
zur Kenntnis zu bringen.

(9) Die Bestellung von Sicherheitsvertrauensper-
sonen berührt nicht die Verantwortlichkeit des 
Arbeitgebers für die Einhaltung der Arbeitnehmer-
schutzvorschriften. Den Sicherheitsvertrauensper-
sonen kann die Verantwortlichkeit für die Einhaltung 
von Arbeitnehmerschutzvorschriften nicht rechts-
wirksam übertragen werden. §§ 15 und 130 Abs. 4  
gelten auch für Sicherheitsvertrauenspersonen.

(10) Sicherheitsfachkräfte oder Arbeitsmediziner/
innen dürfen, sofern sie Arbeitnehmer/innen sind, 
gleichzeitig auch als Sicherheitsvertrauenspersonen 
bestellt sein.

Aufgaben und Beteiligung der Sicherheits- 
vertrauenspersonen

§ 11. (1) Die Sicherheitsvertrauenspersonen ha-
ben in allen Fragen der Sicherheit und des Gesund-
heitsschutzes

1.  die Arbeitnehmer zu informieren, zu beraten 
und zu unterstützen,

2.  die Belegschaftsorgane zu informieren, zu 
beraten und zu unterstützen und mit ihnen zu-
sammenzuarbeiten,

3.  in Abstimmung mit den Belegschaftsorganen 
die Interessen der Arbeitnehmer gegenüber 
den Arbeitgebern, den zuständigen Behörden 
und sonstigen Stellen zu vertreten,

4.  die Arbeitgeber bei der Durchführung des Ar-
beitnehmerschutzes zu beraten,

5.  auf das Vorhandensein der entsprechenden 
Einrichtungen und Vorkehrungen zu achten 
und die Arbeitgeber über bestehende Mängel 
zu informieren,

6.  auf die Anwendung der gebotenen Schutzmaß-
nahmen zu achten,

7.  mit den Sicherheitsfachkräften und den Ar-
beitsmedizinern zusammenzuarbeiten.

(2) Die Sicherheitsvertrauenspersonen sind bei 
Ausübung ihrer in diesem Bundesgesetz geregelten 
Aufgaben an keinerlei Weisungen gebunden.

(3) Die Sicherheitsvertrauenspersonen sind be-
rechtigt, in allen Fragen der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes bei den Arbeitgebern sowie 
bei den dafür zuständigen Stellen die notwendigen 
Maßnahmen zu verlangen, Vorschläge für die Ver-
besserung der Arbeitsbedingungen zu erstatten 
und die Beseitigung von Mängeln zu verlangen.

(4) Arbeitgeber sind verpflichtet, die Sicherheitsver-
trauenspersonen in allen Angelegenheiten der Si-
cherheit und des Gesundheitsschutzes anzuhören.

(5) Die Sicherheitsvertrauenspersonen sind zur et-
waigen Hinzuziehung externer Präventivdienste im 
Voraus zu hören und vor der Bestellung und Abbe-
rufung von Sicherheitsfachkräften, von Arbeitsme-
dizinern sowie von für die Erste Hilfe, die Brandbe-
kämpfung und Evakuierung zuständigen Personen 
zu informieren. Die beabsichtigte Bestellung oder 
Abberufung ist mit den Sicherheitsvertrauensper-
sonen zu beraten, außer wenn Belegschaftsorgane  
errichtet sind oder wenn die Bestellung oder Abbe-
rufung im Arbeitsschutzausschuß behandelt wird.

(6) Wenn keine Belegschaftsorgane errichtet sind, 
sind die Arbeitgeber verpflichtet,

1.  die Sicherheitsvertrauenspersonen bei der 
Planung und Einführung neuer Technologien 
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zu den Auswirkungen zu hören, die die Aus-
wahl der Arbeitsmittel oder Arbeitsstoffe, die 
Gestaltung der Arbeitsbedingungen und die 
Einwirkung der Umwelt auf den Arbeitsplatz für 
die Sicherheit und Gesundheit der Arbeitneh-
mer haben,

2.  die Sicherheitsvertrauenspersonen bei der 
Auswahl der persönlichen Schutzausrüstung 
zu beteiligen und

3.  die Sicherheitsvertrauenspersonen bei der 
Ermittlung und Beurteilung der Gefahren und 
der Festlegung der Maßnahmen sowie bei der 
Planung und Organisation der Unterweisung zu 
beteiligen.

(7) Arbeitgeber sind verpflichtet,

1.  den Sicherheitsvertrauenspersonen Zugang zu 
den Sicherheits- und Gesundheitsschutzdoku-
menten sowie zu den Aufzeichnungen und Be-
richten über Arbeitsunfälle zu gewähren;

2.  den Sicherheitsvertrauenspersonen folgende 
Unterlagen zur Verfügung zu stellen:

a)  die Unterlagen betreffend die Erkennt-
nisse gemäß § 3 Abs. 2,

b)  die Ergebnisse von Messungen betref-
fend gefährliche Arbeitsstoffe und Lärm 
sowie sonstiger Messungen und Untersu-
chungen, die mit dem Arbeitnehmerschutz 
im Zusammenhang stehen, und

c)  die Aufzeichnungen betreffend Arbeits-
stoffe und Lärm;

3.  die Sicherheitsvertrauenspersonen über Grenz-
wertüberschreitungen sowie deren Ursachen 
und über die getroffenen Maßnahmen unver-
züglich zu informieren,

4.  die Sicherheitsvertrauenspersonen über Auf-
lagen, Vorschreibungen, Bewilligungen und 
behördliche Informationen auf dem Gebiet des 
Arbeitnehmerschutzes zu informieren und zu 
den Informationen, die sich aus den Schutz-
maßnahmen und Maßnahmen zur Gefahren-
verhütung ergeben, im Voraus anzuhören,

5.  die Sicherheitsvertrauenspersonen zu den In-
formationen über die Gefahren für Sicherheit 
und Gesundheit sowie über Schutzmaßnah-
men und Maßnahmen zur Gefahrenverhütung 
im Allgemeinen und für die einzelnen Arten 
von Arbeitsplätzen bzw. Aufgabenbereichen im 
Voraus anzuhören,

6.  die Sicherheitsvertrauenspersonen zur Infor-
mation der Arbeitgeber von betriebsfremden 
Arbeitnehmern über die in Z 5 genannten 
Punkte sowie über die für Erste Hilfe, Brand-
bekämpfung und Evakuierung gesetzten Maß-
nahmen, im Voraus anzuhören.

(8) Werden auf Baustellen Arbeitnehmer mehrerer 
Arbeitgeber beschäftigt, hat bei der Anhörung und 
Beteiligung der Sicherheitsvertrauenspersonen 
eine angemessene Abstimmung zwischen diesen 
Arbeitgebern zu erfolgen, wenn dies angesichts 
des Ausmaßes des Risikos und des Umfanges der 
Baustelle erforderlich erscheint.

Information

§ 12. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, für eine aus-
reichende Information der Arbeitnehmer über die 
Gefahren für Sicherheit und Gesundheit sowie über 
die Maßnahmen zur Gefahrenverhütung zu sorgen. 
Diese Information muß die Arbeitnehmer in die 
Lage versetzen, durch eine angemessene Mitwir-
kung zu überprüfen, ob die erforderlichen Schutz-
maßnahmen getroffen wurden. Diese Information 
muß während der Arbeitszeit erfolgen.

(2) Die Information muß vor Aufnahme der Tätigkeit 
erfolgen. Sie muß regelmäßig wiederholt werden, 
insbesondere wenn dies auf Grund sich ändernder 
betrieblicher Gegebenheiten erforderlich ist, wei-
ters bei Änderung der maßgeblichen Arbeitnehmer-
schutzvorschriften und bei neuen Erkenntnissen 
auf dem Gebiet der Sicherheit und des Gesund-
heitsschutzes.

(3) Arbeitgeber sind verpflichtet, alle Arbeitnehmer, 
die einer unmittelbaren erheblichen Gefahr ausge-
setzt sein können, unverzüglich über diese Gefahr 
und die getroffenen oder zu treffenden Schutzmaß-
nahmen zu informieren.

(4) Die Information muß in verständlicher Form 
erfolgen. Bei Arbeitnehmern, die der deutschen 
Sprache nicht ausreichend mächtig sind, hat die In-
formation in ihrer Muttersprache oder in einer sons- 
tigen für sie verständlichen Sprache zu erfolgen. 
Arbeitgeber haben sich zu vergewissern, daß die 
Arbeitnehmer die Informationen verstanden haben.

(5) Den Arbeitnehmern sind erforderlichenfalls 
zur Information geeignete Unterlagen zur Verfü-
gung zu stellen. Abs. 4 zweiter und dritter Satz gilt 
auch für diese Unterlagen. Bedienungsanleitungen 
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betreffend Arbeitsmittel sowie Beipacktexte, Ge-
brauchsanweisungen und Sicherheitsdatenblätter 
betreffend Arbeitsstoffe sind den betroffenen Ar-
beitnehmern jedenfalls zur Verfügung zu stellen. 
Diese Unterlagen sind erforderlichenfalls am Ar-
beitsplatz auszuhängen.

(6) Die Information der einzelnen Arbeitnehmer 
gemäß Abs. 1, 2, 4 und 5 kann entfallen, wenn Si-
cherheitsvertrauenspersonen bestellt oder Beleg-
schaftsorgane errichtet sind, diese entsprechend 
informiert wurden und eine Information dieser 
Personen zur wirksamen Gefahrenverhütung aus-
reicht. Dabei sind Inhalt und Zweck der Information 
sowie die bestehenden Gefahren und betrieblichen 
Gegebenheiten zu berücksichtigen.

(7) Wenn weder Sicherheitsvertrauenspersonen 
bestellt noch Belegschaftsorgane errichtet sind, 
sind alle Arbeitnehmer in allen in § 11 Abs. 7 an-
geführten Angelegenheiten zu informieren und sind 
ihnen die angeführten Unterlagen zur Verfügung zu 
stellen.

Anhörung und Beteiligung

§ 13. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, die Arbeit-
nehmer in allen Fragen betreffend die Sicherheit 
und die Gesundheit am Arbeitsplatz anzuhören.

(2) Wenn weder Sicherheitsvertrauenspersonen 
bestellt noch Belegschaftsorgane errichtet sind, 
sind alle Arbeitnehmer in allen in § 11 Abs. 5 und 
6 angeführten Angelegenheiten anzuhören und zu 
beteiligen.

(3) Werden auf einer Baustelle gleichzeitig oder 
aufeinanderfolgend Arbeitnehmer mehrerer Arbeit-
geber beschäftigt, so hat bei der Anhörung und 
Beteiligung eine angemessene Abstimmung zwi-
schen diesen Arbeitgebern zu erfolgen, wenn dies 
angesichts des Ausmaßes des Risikos und des Um-
fanges der Baustelle erforderlich erscheint.

Unterweisung

§ 14. (1) Arbeitgeber sind verpflichtet, für eine aus-
reichende Unterweisung der Arbeitnehmer über Si-
cherheit und Gesundheitsschutz zu sorgen. Die Un-
terweisung muß während der Arbeitszeit erfolgen. 
Die Unterweisung muß nachweislich erfolgen. Für 
die Unterweisung sind erforderlichenfalls geeignete 
Fachleute heranzuziehen.

(2) Eine Unterweisung muß jedenfalls erfolgen

1.  vor Aufnahme der Tätigkeit,

2.  bei einer Versetzung oder Veränderung des 
Aufgabenbereiches,

3.  bei Einführung oder Änderung von Arbeitsmit-
teln,

4.  bei Einführung neuer Arbeitsstoffe,

5.  bei Einführung oder Änderung von Arbeitsver-
fahren und

6.  nach Unfällen oder Ereignissen, die beinahe 
zu einem Unfall geführt hätten, sofern dies zur 
Verhütung weiterer Unfälle nützlich erscheint.

(3) Die Unterweisung muß auf den Arbeitsplatz 
und den Aufgabenbereich des Arbeitnehmers 
ausgerichtet sein. Sie muß an die Entwicklung der 
Gefahrenmomente und an die Entstehung neuer 
Gefahren angepaßt sein. Die Unterweisung muß 
auch die bei absehbaren Betriebsstörungen zu tref-
fenden Maßnahmen umfassen. Die Unterweisung 
ist erforderlichenfalls in regelmäßigen Abständen 
zu wiederholen, jedenfalls dann, wenn dies gemäß 
§ 4 Abs. 3 als Maßnahme zur Gefahrenverhütung 
oder in einer Verordnung zu diesem Bundesgesetz 
festgelegt ist.

(4) Die Unterweisung muß dem Erfahrungsstand 
der Arbeitnehmer angepaßt sein und in verständ-
licher Form erfolgen. Bei Arbeitnehmern, die der 
deutschen Sprache nicht ausreichend mächtig 
sind, hat die Unterweisung in ihrer Muttersprache 
oder in einer sonstigen für sie verständlichen Spra-
che zu erfolgen. Arbeitgeber haben sich zu verge-
wissern, daß die Arbeitnehmer die Unterweisung 
verstanden haben.

(5) Die Unterweisung kann auch schriftlich erfol-
gen. Erforderlichenfalls sind den Arbeitnehmern 
schriftliche Betriebsanweisungen und sonstige 
Anweisungen zur Verfügung zu stellen. Diese An-
weisungen sind erforderlichenfalls am Arbeitsplatz 
auszuhängen. Abs. 4 zweiter und dritter Satz gilt 
auch für schriftliche Anweisungen.

Pflichten der Arbeitnehmer

§ 15. (1) Arbeitnehmer haben die zum Schutz 
des Lebens, der Gesundheit und der Integrität 
und Würde nach diesem Bundesgesetz, den dazu 
erlassenen Verordnungen sowie behördlichen 
Vorschreibungen gebotenen Schutzmaßnahmen 


